Fritz – Michael JUNG                                                                 
Postfach 110313                                                                                                                 
64218 Darmstadt                                               Meissnerweg 25 – 64289 Darmstadt
Fritz-Michael JUNG Postfach 110313 64218 Darmstadt                                     
Verwaltungsgericht Darmstadt 
Havelstraße 07
64295 Darmstadt                                                                                  01.12.2006                                                                                                                                                    

Ich erhebe hiermit im Zusammenhang der Durchführung der Hessischen HundeVO vom 22. Januar 2003
                                                         Klage
wg. Verstoßes gegen Art. 2, Abs. 1 des GG; Art. 19, Abs. 1 und 2 des GG; Art. 33, Abs. 1 des GG und Artikel 11, Abs. 1 und 2; u.A.;
Es wird daher beantragt:

1.) Weitere  Folge – Wesensteste auszusetzen;
2.) Die Stadt Darmstadt anzuhalten, eine zeitlich nicht

      beschränkte Erlaubnishaltung für meinen Hund „Daggy“

      auszustellen;

3.) Diese Erlaubnis kostenfrei zu stellen;

4.) Weitere 2jährige Folgen – Wesensteste für meine 
     Hündin „Daggy“ aus Altersgründen nicht mehr zu erlauben;
5.) anzuweisen, dass mir sämtliche Kosten, die über den     
     ersten Wesenstest und die Ersterlaubnis hinausgehen, 
     zurückerstattet werden;

des Weiteren beantrage ich 
- Rechtschutz in allen diesen Punkten bis in der Hauptsache entschieden ist,
- sowie die Kosten des Verfahrens der Stadt Darmstadt aufzuerlegen, da sie eine außergerichtliche Klärung klar verweigert hat;
Begründung: 
                                                                    I.
Unsere Familie ist seit dem 10.05.1999 in Besitz eines  so genannten Listenhundes aus dem Tierheim Darmstadt. Wir holen in Darmstadt seit 1977 regelmäßig Hunde aus Tierheimen. Dabei achten wir immer auf schlecht zu vermittelnde Hunde. Die Rasse ist dabei Nebensache. Unser Hund ist bis heute unauffällig und verträglich mit anderen Tieren, ebenso wie alle anderen Hunde zuvor auch. Unsere Hunde waren immer steuerlich angemeldet, geimpft und versichert. Meine Familie und ich haben unseren jetzigen Hund ordnungsgemäß gemeldet und alle Voraussetzungen der HundeVo Hessen ab dem Jahr 2000 wortwörtlich erfüllt. Seit dem Jahr 2002 wurden wir jedoch in Abständen von zwei Jahren angehalten, erneute kostenpflichtige Wesensteste mit unserem Hund zu absolvieren, um eine kostenpflichtige Folgegenehmigung für unseren Hund zu erhalten. In der Hessischen HundeVO ist eine solche Vorschrift nicht vorgesehen. Eine Benachrichtigung über eine Änderung der Hessischen HundeVo wurde den betroffenen Hundehaltern nicht zugesandt. Eine Anzweiflung der Rechtmäßigkeit  dieser Maßnahmen hatte die Folge, dass uns die Stadt Darmstadt eine Einziehungs- Verfügung (Anlage) zusandte.  Nur unter dieser Bedrohung  des unmittelbaren Zwanges einer Enteignung gaben wir nach und ließen erneut einen Wesenstest machen.  

Ein Folgewesenstest oder ein erneuter Wesenstest ist in der Hessischen HundeVo bis dato nicht zitiert und nicht beschlossen und somit nicht verankert. Selbst, wenn Nicht-Listenhunde Mensch oder Tier gebissen haben, müssen sie erst wieder nach Ablauf von vier Jahren einen erneuten Wesenstest vorlegen. Das ist ein klarer Verstoß gegen das Gleichheitsprinzip und sachlich nicht erklärbar.
Das Land Hessen beruft sich auf das Urteil des VGH Kassel (11 UE 3367/04) vom 13.06.2006, das jedoch bis dato weder rechtskräftig ist und dessen Inhalt bis dato nicht in die Hessische HundeVO parlamentarisch beschossen und aufgenommen wurde. Zudem kann dieses Urteil keine rechtswidrigen Maßnahmen im Nachhinein legalisieren.

Eine außergerichtliche Klärung mit den Ordnungsbehörden war bis heute nicht möglich, da sich die Stadt Darmstadt mit den drei offenen Fragen, die ich ihr gestellt habe, überfordert fühlte, es offensichtlich wegen erheblichen qualitativen Mängeln auch ist und es nicht für „angemessen“ hält, mir in Zukunft überhaupt eine Frage zu beantworten.

                                                                    II.

Diese Hessische HundeVO tritt in Hessen nicht in Kraft, wenn die Besitzer gleicher Listenhunde
nicht in Hessen polizeilich gemeldet sind, aus den anderen fünfzehn Bundesländer in das Land Hessen zu Besuch kommen (wie lange auch immer), einen ersten Wohnsitz in einem anderen Bundesland haben und den zweiten Wohnsitz in Hessen. Diese Listenhunde gleicher Art sind im öffentlichen Raum in Hessen nicht gemaßregelt und unterliegen nicht der Hessischen HundeVO. Für diese Listenhunde sind in der Hessischen HundeVO keinerlei Kontrollmechanismen vorgesehen. Sie können sich hier ohne Kontrolle und Vorbehalte frei bewegen.
Trotz dieser Tatsachen wurden die Listenhundebesitzer, die in Hessen ihren Wohnsitz haben und hatten, mit verdeckten und illegalen Maßnahmen erpresserisch zu Folge-Wesensteste genötigt. Man hat diese verdeckte Methode bewusst vorsätzlich gewählt, um Widerspruchsklagen zu vermeiden. Laut Verfügung des Ordnungsamtes Darmstadt vom 01.07.2005 könne man in Hessen aus einer Gefahrenlage nicht auf Folgen-Wesensteste verzichten. Des Weiteren führt man gleichzeitig an, „dass ein Wesenstest keine vollkommen verlässliche Grundlage für eine hinreichend sichere Gefahrenprognose bilde“. Im Ergebnis muss man somit zwingend auf Wesensteste gänzlich verzichten, da sie offensichtlich nicht brauchbar sind, zumal sie als Todesurteile für die Hunde herangezogen werden, die Prüfungen aus ihrem bisherigen Leben gar nicht kennen, in Zwinger geworfen werden, obwohl sie immer beim Menschen gewohnt haben und somit kläglich versagen. Die Ergebnisse der Wesensteste sind bewiesener Maßen durch den Anwender (!!) grundsätzlich in Frage gestellt.
Die unterschiedliche Behandlung Halter von Hunden gleicher Art in einem Bundesland ist ein Verstoß gegen das  Grundgesetz und entlarvt die Folge-Wesensteste in der Hessischen HundeVO als ad absurdum hoch Zehn, wenn Hunde gleicher Merkmale aus anderen Bundesländern nicht mit in die Hessische HundeVO einbezogen sind, bzw. noch nie einbezogen waren. 
Vorfälle mit Hunden, die in Hessen auf Besuch verweilen oder sich per Zweitwohnsitz hier aufhalten werden dazu noch den Hessischen Listenhunden in den Statistiken angelastet, wenn der Hund oder der Halter nicht ermittelt werden kann und ein Zeuge vermutet, dass ein „Kampfhund“ (Vorgang als Anlage) beteiligt war.
                                                                        III.
Eine weitere Halteerlaubnis für unseren Hund ist mit einer weiteren Zahlung von 100,00€ (angebliche Verwaltungskosten) verbunden. Für diese 100,00€ bekomme ich ein DIN-A 4 Blatt vom Ordnungsamt Darmstadt, das für mich, meine Frau und meinen Sohn gilt. Zur vorigen Genehmigung sind lediglich die Daten geändert. Ich habe somit bisher eine Erstgenehmigung plus 200,00 € bezahlt. Wir werden jetzt wiederum aufgefordert werden, 100,00 € für eine weitere, auf zwei Jahre beschränkte, Genehmigung entrichten. 
Dazu kommen die Wesenstestkosten. Diese Vorgehensweise ist in der Hessischen HundeVO ebenso nicht beschrieben und zitiert. Des Weiteren ist eine solche Zahlung unverhältnismäßig zur Leistung. Kein weiteres Bundesland belastet derart hoch seine Listenhundebesitzer mit einer solchen Erlaubnisgebühr. Die Erlaubnisse sind dort auf das gesamte Leben des Hundes bezogen, solange er nicht den Besitzer wechselt es sei denn, es kommt zu Vorkommnissen. 
                                                                     IV.

Die Rechtmäßigkeit der Rassen auf der Listenhundetabelle ist  zweifelhaft. Das Land Hessen beruft sich darauf, dass über einen Zeitraum von drei Jahren die Beiß-Statistiken beobachtet werden müssten. Tatsächlich beobachtet das Land Hessen die Beiß – Statistiken  schon seit dem Jahr 2000, somit fast sechs Jahre lang. Das zweite Normenkontrollverfahren hätte man zwingend dazu benutzen müssen, die bisherigen Statistiken entsprechend zu korrigieren, um die Kläger nicht zu übervorteilen. Das Zahlenmaterial war vorhanden. Seit der ersten Statistik – Erhebung hat sich klar herauskristallisiert, dass die sog. Listenhunde  gegenüber vergleichbaren Rassen keine Beißauffälligkeiten zeigen und in der Häufigkeit von Unfällen an der hinteren Skala anzusiedeln sind. Da helfen auch keine Verbiegungen der Statistik. Die Plattitüden, die man mit eifrigen Mittätern unter die Bevölkerung streut, dass Listenhunde gefährlicher als andere Hunde seien, haben nichts mit der Realität zu tun. Das weiß man und handelt vorsätzlich. 
Entsprechende Studien (z.B. Prof. Dr. Hackbarth, Uni Hannover) werden von dem Land Hessen vorsätzlich ignoriert. Eine Korrektur blieb bisher vorsätzlich aus. Hunderassen mit sehr häufigeren Beiß-Vorkommnissen müssten die Liste ergänzen oder – korrekter Weise- die Gefährlichkeit eines Hundes am einzelnen Hund festgestellt werden. Diese Verweigerung der Korrektur und die an übelstem Zynismus grenzende, dreiste Popanz-Forderung, dass die Beißvorfälle der Listenhunde über einen Zeitraum von zwei Jahren auf Null reduziert sein müssten (von 2004 bis 2006), sich jedoch gleichzeitig leistet, dass arische Hunde beißen dürfen, bis ihre Zähne stumpf sind, zeigt deutlich, dass es um eine Vernichtung von Hunderassen geht, keinesfalls um Gefahrenvorsorge, dass man den Landesfürsten die HundeVO als Schmuckkästchen nach ihrer eigenen Weltvorstellung benutzen lässt. Hier geht es nicht um Recht, sondern um Gesinnung. Dabei löst ein Übel das andere ab. Das sind vorsätzlich niedrige Beweggründe, die ich hier vermuten muss. Ich sehe es als bewiesen an, dass eine Gefahrenvorsorge durch das Land Hessen zu keinem Zeitpunkt stattgefunden hat. Die Listenhundebesitzer, die in Hessen ihren Wohnsitz haben und hatten mit verdeckten und illegalen Maßnahmen erpresserisch zu Folge-Wesensteste genötigt wurden. Man hat diese Methode bewusst gewählt, um Widerspruchsklagen
zu vermeiden. 
                                                                  V.
Unsere Hündin ist bis zu dem Zeitpunkt des nächsten Interwall- Wesenstest im Januar 2007

9 Jahre und acht Monate alt. Das ist ein Schätzalter des Tierschutzvereins Darmstadt. Sie kann also durchaus ein halbes Jahr älter sein. Laut Hessischer HundeVO kann aus Altersgründen auf einen Wesenstest verzichtet werden. Wobei ich vorwegnehme, dass das Alter als Verzichtsgrund klar für sich aufgezählt ist. Ein solches Beispiel ist mir jedoch in Hessen noch nicht bekannt geworden. Daher muss ich befürchten, dass auch hier zum Nachteil meines Hundes entschieden wird. Ein mittelgroßer Hund (ab 45 cm bis 70cm Schulterhöhe) ist ab dem siebten Lebensjahr als Althund anzusehen (Sie können, z. B. in dem Veterinär - Universitätsklinikum Gießen anfragen). Den gängigen Listenhunden wird in jeder Fachlektüre ein Höchstalter von neun bis zwölf Jahren zugesprochen. Ein weiterer Wesenstest ist für meinen Hund aus Altersgründen nicht  zumutbar.        
- Ich sehe in diesen fünf Punkten klare rechts.- und verfassungswidrige Vorgehensweisen  des Landes Hessen.
- Ich sehe mich durch weitere Maßnahmen dieser Art in der Verfügbarkeit meines Eigentums durch das Land Hessen und deren eingesetzten Hilfsbeamten vorsätzlich politisch benutzt, vorsätzlich um Grundrechte und Rechte betrogen, vorsätzlich bedroht, vorsätzlich in meiner Lebensführung herabgewürdigt, vorsätzlich diskriminiert, vorsätzlich genötigt und vorsätzlich finanziell geschädigt.
- Ich verlange die gleichen Freiheiten meiner Hundehaltung wie sie Listenhundehalter aus anderen Bundesländern ohne Vorbehalte im öffentlichen Raum in Hessen tätigen dürfen. 
- Die zuständigen Behörden konnten mir bis dato kein Gesetz zitieren, die solche, von ihnen praktizierten, Vorgehensweisen rechtfertigen.
- Eine außergerichtliche Klärung war nicht möglich. Sie wurde von den Behörden nachweislich verweigert. 
Zusätzlicher Beweis: Meine Akten beim Ordnungsamt Darmstadt (sämtliche Unterlagen seit dem Jahr 2000).
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                    Mit freundlichen Grüßen
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